
kommt, der Partner in der Klage unrichtig bezeichnet 
worden ist. Fehler dieser Art lassen sich durch eine im 
Einvernehmen mit dem Kläger vorzunehmende Be­
richtigung des Rubrums der Klage durch das Gericht 
im allgemeinen reibungslos korrigieren.
Mit Recht wendet sich das Oberste Gericht dagegen, im 
Falle einer solchen Korrektur eine subjektive Klage­
änderung anzunehmen, denn von einem Wechsel des 
mit der Klage in Anspruch genommenen, wenn auch 
unrichtig bezeichnten Rechtssubjekts kann im Ver­
hältnis zwischen dem Betrieb und einem seiner — selbst 
nicht rechtsfähigen — Teile keine Rede sein. Wollte man 
sich auf den formaljuristischen Standpunkt stellen, daß 
lediglich der rechtlich nicht selbständige Betriebsteil in 
diesem Falle die zunächst verklagte Partei wäre und 
mit dem Eintritt des rechtsfähigen Betriebes ein Partei­
wechsel und somit eine Klagänderung vorgenommen 
werden würde, so hätte dieser „Parteiwechsel“ zumin­
dest als im höchsten Maße sachdienlich vom Gericht 
zugelassen'werden müssen.
Statt dessen hat das Bezirksarbeitsgericht, nachdem sich 
sowohl die Konfliktkommission als auch das Kreis­
arbeitsgericht mit der Sache selbst befaßt und über sie 
entschieden hatten, dem Kläger in einem Prozeßurteil 
bescheinigt, daß er überhaupt kein Klage- bzw. Ein­
spruchsrecht habe, weil der von ihm versehentlich in 
Anspruch genommene Betriebsteil nicht rechtsfähig ist. 
Der Kläger soll die Folgen tragen, die sich aus der Un­
genauigkeit des Klagerubrums für den ungehinderten 
Fortgang der Überprüfung seines Rechtsschutzverlan­
gens ergeben; das Gericht hat keine Möglichkeit mehr 
gesehen, diesen Mangel zu beseitigen, und dem Kläger 
hierfür das Risiko des Prozeßverlustes aufgebürdet. 
Damit verschanzt sich aber das Gericht hinter rein for­
malen Erwägungen, die mit den an die sozialistische 
Rechtspflege zu stellenden grundsätzlichen Forderungen 
unvereinbar sind. Es entzieht sich der ihm bereits in 
der ' Präambel der Arbeitsgerichtsordnung gestellten 
Aufgabe, Arbeitsstreitigkeiten schnell und überzeugend 
zu entscheiden und durch seine ganze Tätigkeit der 
Entstehung solcher Streitigkeiten vorzubeugen; es ver­
kennt seine Funktion, mittels Aufdeckung und Be­
seitigung der Ursachen von Arbeitsstreitigkeiten un- 
mi t t e l b a r  auf die Festigung und Weiterentwick­
lung der sozialistischen Arbeitsverhältnisse Einfluß zu 
nehmen (vgl. § 1 Satz 1 AGO). Anstatt das Vertrauens­
verhältnis zwischen unseren Gerichten und den Werk­
tätigen durch eine umgehende und sorgfältige Prüfung 
des . erhobenen materiellrechtlichen Anspruchs zu 
festigen, werden durch die Prozedur des Bezirksarbeits- 
gerichts zwischen Rechtspflegeorgan und Bürger Bar­
rieren errichtet, die ihre tiefere Ursache in der un­
genügenden Auseinandersetzung mit alten, aus der 
kapitalistischen Zeit nachwirkenden Rechtsverhält­
nissen und Verfahrenspraktiken haben.
Der prinzipiellen Kritik, mit der das Oberste Gericht 
die Entscheidung des Bezirksarbeitsgerichts aufgehoben 
hat, ist daher voll zuzustimmen. Ergänzend ist hier nur 
noch darauf aufmerksam zu machen, daß ein tiefer 
Widerspruch zwischen den Ausführungen des Prozeß­
urteils und den mit ihm erreichten praktischen Ergebnis 
liegt. Auf der einen Seite soll die Rechtsverfolgung des 
Klägers daran scheitern, daß die verklagte Partei nicht 
rechtsfähig ist, und auf der anderen Seite soll mit der 

’s. Aufhebung des Urteils des Kreisarbeitsgerichts ein 
Konfliktkommissionsbeschluß in Rechtskraft belassen 
werden, der über diesen — nach den Ausführungen des 

.Prozeßurteils gar nicht zulässigen! — Anspruch ab­
schlägig, also ih der Sache selbst, entschieden hat. Dem 
Klüger wird nicht nur -die Möglichkeit entzogen, im 
gleichen Verfahren unter Korrektur seines Formfehlers 
die gegen ihn ergangene Entscheidung der Konflikt­
kommission mit den ihm zur Verfügung stehenden 
Rechtsbehelfen anzufechten, vielmehr wird' ihm, auch

noch zugemutet, ivegen angeblicher Änderung seiner 
Klage ein neues Verfahren mit richtiger Parteibezeich­
nung vor der Konfliktkommission in Gang zu bringen. 
Das aber wäre ein Schildbürgerstreich, für den die 
Konfliktkommission kein Verständnis aufbringen 
würde. Sie erwartet von den Gerichten, die mit der 
Überprüfung ihrer Beschlüsse befaßt sind, eine wirk­
liche Anleitung zur weiteren Verbesserung ihrer ver­
antwortungsvollen• Tätigkeit als gesellschaftliches 
Rechtspflegeorgan. Auch dieser Pflicht hat sich das Be­
zirksarbeitsgericht entzogen, denn maßgebend für seine, 
mit dem Prozeßurteil getroffene Entscheidung ist nicht 
die Frage gewesen, ob die Konfliktkommission in der 
Sache selbst richtig oder unrichtig entschieden hat, 
sondern allein die Tatsache, daß seine Entscheidung auf 
Abweisung des Klägers im formalen Ergebnis mit der 
der Konfliktkommission übereinstimmt.
Die Entscheidung des Obersten Gerichts ist aber nicht 
nur für die Anwendung des geltenden Prozeßrechts im 
Sinne der Grundsätze des bevorstehenden Staatsrats­
erlasses über die Rechtspflege von Bedeutung, sondern 
auch für die künftige Rechtsgestaltung. Es erhebt sich 
die Frage nach einer zuverlässigeren verfahrensrecht­
lichen Sicherung gegen solche Erscheinungen des Büro­
kratismus, wie sie aus der vom Obersten Gericht auf­
gehobenen Entscheidung ersichtlich sind.
Bereits im Lehrbuch „Das Zivilprozeßrecht der Deut­
schen Demokratischen Republik“ ist mit Nachdruck 
darauf hingewiesen worden, daß von Pro,zeßurteilen 
nur in äußerst seltenen Fällen Gebrauch gemacht wer­
den sollte; im wesentlichen nur dann, wenn der Kläger 
trotz eingehender Belehrung mR der vom Gericht vor­
geschlagenen Korrektur des Verfahrensmangels nicht 
einverstanden ist, insbesondere, wenn er keinen Antrag 
auf Verweisung des Rechtsstreits an das zuständige 
Gericht stellt oder die Klage nicht zurücknimmt (vgl. 
Lehrbuch, Band I, Berlin 1957, S. 64, 78/., 203). Die 
Thesen über das erstinstanzliche Zivilverfahren der 
neuen ZPO sehen neben dem Sachurteil als weitere 
Entscheidungsmöglichkeit des Gerichts ein Urteil auf 
Abweisung der Klage als unzulässig vor. Diese Ent­
scheidung soll ergehen, „wenn der inhaltlichen Be­
handlung und Entscheidung durch das Gericht Hinder­
nisse entgegenstehen, die nicht behoben werden können, 
und der Kläger trotz Belehrung auf weiterer Durch­
führung des gerichtlichen Verfahrens besteht“.
Bei der letzten Behandlung dieser These in der ZPO- 
Grundkommission ist lediglich darüber diskutiert wor­
den, ob die Klage in diesem Falle als unzulässig oder 
als unbegründet abzuweisen sei. Man sollte aber auch 
überlegen, ob es künftig auch mit den hier vorgesehe­
nen großen Einschränkungen überhaupt vertretbar ist, 
Entscheidungen des Gerichts, die sich nur mit Ver­
fahrensfragen befassen, als Urteil zu erlassen. Denn für 
die von ihnen betroffenen Bürger und Betriebe ge­
währen diese Urteile noch nicht den beantragten 
Rechtsschutz; sie erledigen vielmehr nur eine diesem 
vorangehende prozessuale Frage.
Der Sachverhalt, mit dem sich das Oberste Gericht aus­
einanderzusetzen hatte, zeigt, daß in der Gerichtspraxis 
auch die gegenüber dem Sachurteil beschränkte Rechts­
kraftwirkung des Prozeßurteils verkannt wird.
Aus diesen Gründen sollte in der neuen Zivilprozeß­
ordnung das Gericht noch stärker dazu angehalten 
werden, im engsten Zusammenwirken mit den Ver­
fahrensbeteiligten alle Hindernisse, die der Sachent­
scheidung über den erhobenen Anspruch entgegen­
stehen, schnellstens zu überwinden; die allgemeine In­
formationspflicht der Gerichte, den Parteien ihre Rechte 
und Pflichten zu erläutern und sie bei der Wahrneh­
mung ihrer Rechte und der Erfüllung ihrer Pflichten zu 
unterstützen, sollte in dieser Richtung noch konkreti­
siert werden. Nicht die rvur im äußersten Fall als Not-


